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da die erhöhten Bezüge für A nge­
stellte und Arbeiter bereits ab 1.1. 
1960 gezahlt werden und für die 
Beamten ab 1. 6. 1960 anfallen.

Der Vollständigkeit halber sei 
hinzugefügt, daß alle Tarifmaßnah- 
men (im Personen- und Güterver­
kehr) noch nach § 16 des Bundes­
bahngesetzes in seiner geltenden 
Fassung erfolgen werden. Keines­
falls ist bis dahin mit Änderungen 
des Bundesbahngesetzes —  etwa 
im Sinne einer stärkeren Tarif auto­
nomie der Deutschen Bundesbahn —  
zu rechnen. Die jetzt zur Erwägung 
stehenden Tarifmaßnahmen haben 
zunädist fiskalische Gründe. Auch 
ohne das Brand-Gutachten wären 
sie erforderlich geworden, weil 
die Mehrbelastungen zwangsläufig 
solche Änderungen verlangen. Wenn 
dabei auf Ergebnisse des Brand- 
Gutachtens zurückgegriffen wird, ist 
das ein zusätzliches Argument für 
die beschleunigte Behandlung der 
Anträge. Gegenüber früheren Tarif­
änderungen im Personen- und Gü­
terverkehr ist man diesmal in der 
Lage, das Verhältnis zwischen Ein­
nahmen und Betriebskosten ge­
nauer zu kennen. Daher weiß man, 
w eldie Maßnahmen kaufmännisch 
gerechtfertigt wären, und hat ge­
genüber der Bundesregierung recht­
lich eine stärkere Position, wenn 
aus politischen Erwägungen ein­
zelne Anträge ganz oder teilweise 
abgelehnt werden. (P.)

Wirtsdiaftlidie Prinzipien im Verkehrssektor
In jeder Gesellschaft, die unter einer freiwirtschaftlichen Ordnung steht, 

gibt es Aufgaben, die sich nur in allgemeinwirtschaftlichem Sinne lösen 
lassen, die durch marktwirtschaftliche Prinzipien nicht befriedigend erfüllt 
werden können, w eil die Deckung der hierfür erforderlichen Aufwendun­
gen nicht aus dem Erlös aus Angebot und Nachfrage aufzubringen sind 
oder w eil eine Anlastbarkeit der Kosten auf die Benutzer der Einrichtun­
gen nicht durchführbar ist oder widersinnig wäre. Es gibt aber auch Sek­
toren, in denen beide Prinzipien der Bewirtschaftung möglich oder not­
wendig sind. Der Kreis der Aufgaben, die nicht befriedigend nach markt­
wirtschaftlichen Regeln zu lösen sind, sondern in denen im Interesse des 
wirtschaftlichen Fortschritts, im Interesse der Volksgesundheit oder im 
Interesse der kulturellen Entwicklung gemeinwirtschaftliche Prinzipien 
vorherrschen oder berücksichtigt werden müssen, ändert sich je  nach dem 
erreichten Entwicklungsstadium. Man muß sich immer Rechenschaft dar­
über geben, welche Prinzipien für welche Funktionen die besseren sind, 
denn schließlich soll auch der marktwirtschaftliche Sektor der Allgem ein­
heit und nicht nur einzelnen Interessenten dienen.

W enn man die Begriffe „marktwirtschaftlich" und „gemeinwirtschaft­
lich" in diesem Sinne verwendet —  und meines Erachtens darf man sie 
in einer freiwirtschaftlichen Ordnung nur so anwenden — , dann ist für 
eine ideologische Argumentation über den Vorrang des einen oder ande­
ren Prinzips kein Platz. Allerdings setzen die Verfechter, die sich für das 
eine oder andere Prinzip einsetzen, die Begriffe häufig noch mit „liberal" 
oder „sozialistisch" gleich und tragen in die Auseinandersetzung damit 
eine ideologische Kontroverse, die oft nur dazu dient, das wirtschaftliche 
Eigeninteresse zu verschleiern.

Die Verkehrserschließung eines Landes ist zunächst eine infrastruk­
turelle Aufgabe, die zweifellos im Interesse der Allgem einheit liegt, und 
nur gemeinwirtschaftlich durchgeführt werden kann. In einem bestimmten 
Entwicklungsstadium werden jedoch die Verkehrseinrichtungen auch im 
eigenwirtschaftlichen Interesse verwendet und damit in die marktwirt­
schaftliche Sphäre einbezogen. Das wird besonders deutlich, wenn ver­
schiedene Verkehrsträger miteinander in Konkurrenz treten. Mit dieser 
Wandlung in der Sinngebung werden die gemeinwirtschaftlichen Auf­
gaben der Verkehrsträger aber nicht hinfällig. W enn man das nicht wahr­
haben möchte, würde man bald eine verkehrswirtschaftliche Verödung 
weniger entwickelter Regionen, den Ausschluß gewisser Transporte von 
Gütern und Personen aus der Verkehrswirtschaft oder die Vernachlässi­
gung der Verkehrssicherheit aus eigenwirtschaftlichen M otiven erreichen. 
Die Alternative ist nie ein „Entweder— O der", sondern ein „Sowohl— Als 
auch". W enn man eine stärkere Marktorientierung in der Betriebsgestal­
tung aller Verkehrsträger fordert, muß man auch die gemeinwirtschaft- 
liche Verpflichtung aller Verkehrsträger stärken. Denn nur eine sinnvolle 
Aufgabenverteilung kann eine ruinöse Konkurrenz ausschalten. (sk)

Kritisdie Besprediung des Brand-Beridites
Von einem Verkehrskorrespondenten

Mit der Bundestagsdrucksache 1602 ist dem Bundes­
tag der „Bericht über die Deutsche Bundesbahn 

vom  30. Januar 1960“ vorgelegt worden, den die Prü­
fungskommission für die Deutsche Bundesbahn erstellt 
hat. Es ist dies das Ergebnis einer rund anderthalb­
jährigen Arbeit, die auf den Bundestagsbeschluß vom  
12.2.1958 zurüdcgeht.

Einschneidende R eform vorschläge 
Der Bericht gibt zunächst einen Gesamtüberblick, an 
den sich der Vorschlag für ein neues Bundesbahn­
gesetz anschließt. Im Hauptbericht von über 200 Druck­
seiten wird dann eine einleitende Darstellung der 
Finanz- und Wirtschaftslage der Bundesbahn gegeben, 
wonach Untersuchungen über die Ungleichheit der 
Startbedingungen und die Verlustquellen der Bundes­
bahn folgen. Sodann werden die M öglichkeiten für 
Kostensenkungen im Bereich der Sozial- und Beteili­
gungspolitik behandelt, und die Maßnahmen der 
Rationalisierung und Modernisierung werden geprüft.

Es folgen kleinere Abschnitte über Investitionspläne, 
eventuelle organisatorische Änderungen und Probleme 
der Personalpolitik. Bedeutsam ist ein Anhang über 
das Problem der W egekosten, der in seinem Schwer­
punkt eine Auseinandersetzung mit den Straßenkosten 
und ihrer Deckung durch den Kraftverkehr enthält.
W ill man das Prüfungsergebnis der Kommission in 
w enige W orte fassen, so ließe es sich etwa w ie folgt 
skizzieren; Man liebäugelt mit einer rechtlichen V er­
selbständigung der Bundesbahn, verzichtet aber aus 
verfassungsrechtlichen und politischen Rücksichten auf 
eine Ausfeilung dieser Folgerungen und zielt statt 
dessen auf die Gewährung einer relativen kaufmänni­
schen Freiheit für die Bundesbahn ab. Dabei soll die 
Spitze der Bahn aus dem Beamtenverhältnis heraus­
genommen und in ihrer öffentlich-rechtlichen Funk­
tion dem Direktorium der Bundesbank gleichgestellt 
werden. Die Bahn soll ihre Tarife selbst festsetzen, 
zur kaufmännischen Abschreibungsredinung' über-
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gehen und nur einem begrenzten Aufsiditsrecht des 
Verkehrsministeriums unterliegen. Die Kommission 
empfiehlt die Aufhebung der eigentlichen Subven­
tionstarife im Güterverkehr sowie äudi eines Teiles 
der Sozialtarife, die Übertragung des Stückgutgeschäf­
tes auf eine bundesbahneigene Tochtergesellschaft mit 
teilweise erheblicher Anhebung des Stückguttarifes, 
ferner Personaleinsparungen für die nächsten Jahre 
von insgesamt rund 100 000 Beamten, Abbau bestimm­
ter Sozialeinrichtungen sowie gewisser Beteiligungen 
und eines Teiles des Grundstückbesitzes, endlich eine 
Vielzahl von  Rationalisierungsmaßnahmen im Zusam­
menhang mit einer Investitionsplanung, die sich nur 
auf vier Jahre (statt auf zehn Jahre) bemessen sollte. 
Endlich werden tiefgreifende Vorschläge zur inneren 
organisatorischen Umgestaltung der Bahn gemacht, 
die speziell den Aufbau einer Planungsgruppe, eines 
volkswirtschaftlichen, eines betriebswirtschaftlichen 
und eines statistischen Referats beinhalten. Soweit 
auch nach Durchführung aller Maßnahmen nach wie 
vor betriebsfremde Belastungen bestehen bleiben, soll 
der Bund erstattungspflichtig werden, w obei dieser 
ferner den halben Kostenanteil der Altpensionen 
übernehmen und im gleichen Ausmaße w ie für die 
Sozialversicherungen einen Bundeszuschuß zu den 
künftigen Beamtenpensionen leisten soll. Ferner ver­
langt man vom  Bund eine Kapitalleistung von 
2 Mrd. DM im Laufe von  zehn Jahren für Investitionen.

Angleichung der Starthedingungen  — durch Gesamt­
belastung d er Verhehrsicirtsehaft?

Alle diese Vorschläge ruhen auf einigen Prämissen, 
von denen die wichtigste die sogenannte Angleichung 
der Startbedingungen zwischen den Verkehrsträgern 
ist. Man wird in diese Rubrik auch noch die weit­
gehende Lockerung der Tarifpolitik zählen müssen, 
die nach dem W ortlaut der Einleitung „die Funktion 
des Preises" auch im Verkehr in starkem Maße wirk­
sam werden lassen soll. Damit ist auch der Zulassung 
von Sonderabmachungen, wie sie vom  Beyer-Ausschuß 
gefordert wurde, seitens der Kommission gewisser­
maßen der Segen erteilt worden. A ls weitere ent­
scheidende Prämisse sieht die Remission eine A n­
gleichung der Steuerbelastungen an. In einem großen 
Belastungsvergleich ergibt sich dann durch Aufrech­
nung aller Belastungen und Entlastungen zwischen 
den Verkehrsträgern die immerhin merkwürdige 
Schlußfolgerung, daß die gesamte Verkehrswirtschaft 
von der Öffentlichkeit subventioniert wird. Den Lö­
wenanteil daran profitiere der gewerbliche Straßen­
verkehr mit rund 600 Mill. DM ungedeckter W ege­
kosten (Stand 1956), w ovon  65 Mill. DM auf den 
Omnibusverkehr entfallen. Die Entlastung der Bun­
desbahn betrage für 1957 420 Mill. DM, w ovon  aller­
dings nur 90 Mill. DM auf den Güterverkehr entfallen. 
Es sind dies restlos ungedeckte W egekosten, denn 
Steuerbegünstigungen von  23 Mill. DM werden von  
politischen Sonderlasten mehr als aufgewogen, und 
die Subventionen für die Binnenschiffahrt werden auf 
fast 200 Mill. DM veranschlagt, w ovon  zwei Drittel 
auf ungedeckte W egekosten und der Rest auf Steuer­
begünstigungen entfallen.
Dieses Gesamtergebnis wird man w ohl mit einigen 
Fragezeichen versehen müssen: Es steht und fällt näm­
lich mit einer Theorie, die die Kommission in etwas 
aphoristischer Großzügigkeit in einem kurzen Absatz 
(S. 273) begründet. Es handelt sich hier nämlich um 
die These, daß für den vollen  Wiederbeschaffungs­
wert der Verkehrswege aller Verkehrsträger eine 
Verzinsung (von 2,5 bzw. 3,7 “/») zu leisten sei. Die

Auffassung, wonach das physische Vorhandensein von 
Vermögenswerten öffentlichen Charakters ein hin­
reichender Grund für die Anwendung betriebswirt­
schaftlicher Verzinsungsprinzipien sei, kann an dieser 
Stelle nicht näher diskutiert werden. Zu betonen ist 
nur, daß diese Anwendung betriebswirtschaftlicher 
Grundsätze auf staatswirtschaftliche Zusammenhänge 
zu einem finanzwissenscfaaftlich kaum vertretbaren Er­
gebnis führt, wonach theoretisch die gesamte Verkehrs­
wirtschaft zum Gesamtbetrag von über 1,2 Mrd. DM 
„subventioniert" wird. V on  der Leistung dieser ver­
kehrswirtschaftlichen Infrastruktur für die Gesamt­
wirtschaft ist dabei nicht mehr die Rede, wenngleich 
die logische Folgerung, daß das gesamte Verkehrspreis­
niveau angehoben werden müßte, natürlich mit dem 
Seitenblick auf den W erkverkehr gar nicht gezogen 
werden kann.
Neben dem Problem der W egekosten und der unter­
schiedlichen steuerlichen Belastungen —  hier ist die 
Bundesbahn bei der Beförderungssteuer gegenüber 
der gänzlich befreiten Binnenschiffahrt für alle Trans­
porte außer Berufsverkehr und Kohlentransport sicher­
lich benachteiligt —  zählt der Bericht eine Reihe w ei­
terer „üngleichheiten in den Ausgangsbedingungen 
für den W ettbew erb“ auf: Er bezieht sich hierbei z.B. 
auf die Kreuzungsanlagen, deren halbe Kosten dem 
Straßenverkehr angelastet werden sollen (und zwar 
nicht nur für die Bauaufwendungen, sondern auch für 
die Betriebskosten!), ferner auf das Haftpflichtrecht, 
bei dem die schärferen Bestimmungen für die Bahn 
abgebaut werden sollen, sodann auf die Belastung 
mit Versorgungsleistungen und Kriegsfolgeschäden 
und endlich auf die „einseitige Belastung mit gemein­
nützigen Auflagen, insbesondere auf dem Tarifgebiet.“

D ornige F rage der Versorgungslasten
Bezüglich der Versorgungslasten, die zweifellos w ie 
ein Bleigewicht an der Bundesbahn hängen, war inso­
fern schon eine leichte Besserung der Situation einge­
treten, als nach dem Kabinettsbeschluß vom  30.1.1957 
die Versorgungsbezüge der Vertriebenen, der Kriegs­
opfer und der W estberliner Eisenbahner im Gesamt­
betrag von  jährlich 270 bis 280 Mill. DM vom  Bund 
übernommen wurden. Damit bleibt jedoch die Masse 
der Versorgungsleistungen für ehemalige Bedienstete 
in H öhe von  rund 860 Mill. DM (für 1959) nach wie 
vor an der Bundesbahn hängen.
Der Internationale Eisenbahn-Verband hat den durch­
aus vernünftigen Grundsatz vertreten, daß die Pen­
sionslasten der Bahnen, wenn man zu einer Gleich­
stellung im W ettbewerb kommen wolle, nicht mehr 
betragen dürften als die vergleichbaren Aufwendun- 
den der Industrie für Pensionen und Beiträge zu der 
—  staatlich subventionierten —  Sozialversicherung. 
Das wären rund 22 “/» der laufenden Lohn- und Ge­
haltssumme, und dementsprechend hat die Bundesbahn 
von der Pensionsbelastung auch nur 390 Mill. DM 
in ihre Wirtschaftspläne eingestellt und bucht den 
Rest von  einer runden halben Milliarde als „Sonder­
last" in ihrer Gewinn- und Verlustrechnung.
Der Vorschlag der Kommission läuft in der Praxis 
darauf hinaus, daß der Bundesbahn nicht diese ganze 
„Sonderlast“ , sondern etwa 60 Mill. DM weniger ab­
genommen wird; Das ist die Konsequenz des V or­
schlages, wonach für künftige Pensionsverpflichtungen 
eine Rückstellung gebildet und der entsprechende 
Zuschuß wie bei der Sozialversicherung gewährt wer­
den soll. V on  der bisherigen Pensionslast soll aber 
die Hälfte der Bahn verbleiben.
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Bezeichnenderweise gibt der Bericht zu, daß ein Mit­
glied der Kommission gegen diese Übernahme der 
Hälfte der Altpensionen durch die Bahn protestiert 
habe. Es wurde darauf hingewiesen, wenn die Bundes­
bahn diese rund 400 Mill. DM auch noch übernehmen 
müsse, so sei zu befürchten, daß sie mindestens für 
diesen Betrag doch wieder auf laufende Zuschüsse 
des Bundes zurücfcgreifen müsse. In der Tat bewegt 
sich die Gesamtbelastung, die nach diesem Plan der 
Bundesbahn verbleiben würde, zwischen 750 und 800 
Mill. DM. W enn man bedenkt, daß man eigentlich 
etwas spät zu der Erkenntnis gekommen ist, die Bun­
desbahn müßte die gleichen Zuschüsse zu ihren Sozial­
belastungen erhalten wie die übrige Wirtschaft, so 
wäre die einfachste Lösung —  nämlich die Übernahme 
der gesamten Altpensionen auf den Bund —  vielleicht 
die wirksamste Hilfe für den Absprung in ein neues 
Zeitalter gewesen, womit praktisch die früher ent­
zogenen Zuschüsse mit einem Schlage abgegolten w or­
den wären.
Das allerdings glaubt die Kommission nicht. Sie hat 
mit vielleicht etwas zu großem Optimismus eine V or­
ausschau auf das künftige Betriebsergebnis aufge­
macht, die diese aus den eigenen Reihen laut geworde­
nen Befürchtungen Lügen strafen soll und für die 
Jahre 1961 bis 1966 auf Heller und Pfennig gerade 
mit einem solchen Betriebsgewinn abschließt, daß nicht 
nur die Zinslast, sondern auch die Belastung mit A lt­
pensionen und darüber hinaus ab 1962 eine „Bau­
rücklage“ von 60 bis 280 Mill. DM erwirtschaftet wer­
den sollen. Praktisch hat man sich der optimistischen 
Annahme hingegeben, die Bundesbahn könne nach 
Durchführung aller Reformen 500 bis 700 Mill. DM 
jährlich aus dem Betriebsgewinn für diese Aufwen­
dungen abzweigen.
W oher kommt dieser Optimismus? Er ist um so er­
staunlicher, als bis 1966 mit einer Erhöhung der Per­
sonalkosten (einschließlich Arbeitszeitverkürzung) um 
jährlich etwa 100 bis 150 Mill. DM gerechnet wird; 
1966 sollen die Personalkosten demgemäß um fast 
eine Dreiviertelmilliarde höher liegen als 1960. Sieht 
man von  der Abnahme eines Teiles der Sozial­
belastung und der Gewährung von  Zuschüssen in 
H öhe von  2 5 %  der zukünftigen Belastung (wie bei 
den anderen Sozialversicherungsträgern) ab, so wird 
der Optimismus vor allem aus drei Quellen gespeist:

D rei Präm itsen  — und ihr Schatten
Erste Voraussetzung ist die Annahme, daß die V er­
kehrsleistungen der Bundesbahn im Güterverkehr bis
1965 auf der Höhe von 1957 bleiben und im Personen­
verkehr um rund 8 “/» steigen. Zweite Voraussetzung 
ist, daß Tariferhöhungen im Berufsverkehr eine Vier­
telmilliarde, im Stückgut- und Expreßgutverkehr zu­
sammen 300 Mill. DM erbringen. Dritte Voraussetzung 
ist, daß nadi Durchführung der geplanten Investitio­
nen Kosteneinsparungen von  rund 800 Mill. DM bis
1966 eintreten werden, wozu noch eine Viertelmil­
liarde durch Einschränkung des Personenbezirksver­
kehrs kommen soll. Diese Einsparungen von  über 
1 Mrd. DM im Jahre 1966 im Vergleich zu 1960 wür­
den im wesentlichen das Resultat der Einsparung von 
rund 45 000 Bediensteten allein in diesen Verkehrs­
zweigen sein, die im Rahmen des natürlichen Abgangs 
erfolgen soll. Hinzu kommen erhebliche Einsparungen 
von  Sachaufwendungen durch Herabsetzung des Un­
terhaltungsaufwands für die Bahnanlagen.
Die erste Voraussetzung stützt sich auf die Annahme, 
daß die schwelende Strukturkrise beim Hauptein­
nahmeträger im Güterverkehr, der Kohle, nicht zu

erneuten Rückgängen in den Verkehrsleistungen führt. 
Sollte dies eintreten, so würde man vielleicht bereuen 
müssen, daß man in den Untersuchungen dieses Be­
richtes darauf verzichtet hat, die Möglichkeiten zu­
sätzlichen Verkehrs bei anderen Gütern zu untersuchen. 
Die zweite Voraussetzung beruht auf der Unter­
stellung, daß die drastische Erhöhung der Sozialtarife 
ohne erhebliche politische W iderstände und Massen­
abwanderungen realisiert werden kann. Beim Bezirks­
verkehr ist diese Abwanderung allerdings offensicht­
lich das Ziel. Natürlich kann man geneigt sein, Dros­
selungstendenzen bei solchen „defizitären" Verkehren 
das W ort zu reden. Aber es ist unklar, ob man auch 
hier —  w o es wirklich einmal notwendig wäre —  
nicht an Hand einer „globalen Grenzkostenrechnung" 
vielleicht zu etwas anderen Ergebnissen gelangen 
könnte: ob man nicht unter Umständen doch bedenken 
müßte, daß ein Teil dieses Verkehrs, den man hier 
abstößt, immerhin noch Bruchteile der Fixkosten des 
Gesamtnetzes mitgetragen hat.
Die dritte Voraussetzung steht und fällt mit der 
Durchführung und richtigen Bewertung der laufenden 
Investitionspläne.

Neuralgische Punkte
Entscheidend dürfte die erste Prämisse sein. Es ist 
vielleicht verständlich, wenn die Kommission ihrem 
Auftrag gemäß gerade in die Zusammenhänge hin- 
eingeleuditet hat, die traditionsmäßig als Defizit­
quellen angesehen werden: Es sind dies —  wenn man 
von  der Buntscheckigkeit der hier besprochenen N e­
benbetriebsprobleme und dem ganzen Personenver­
kehrsproblem absieht —  im wesentlichen die Kom­
plexe der Nebenbahnen, der Subventionstarife im 
Güterverkehr und des Stück- und Expreßgutverkehrs.
Die beiden ersten Komplexe hat nun die Kommission 
gründlich abgewertet. Die Verluste auf den Neben­
bahnen, die vom  Wetzler-Bericht für 1953 noch mit 
180 Mill. DM beziffert wurden, sollen seither auf 
143 Mill. DM reduziert worden sein. Die Kommission 
betont jedoch den Zubringerwert dieser Bahnen; für 
den größten Teil kommt vor allem deswegen eine 
Stillegung nicht in Frage, und die Bahnen, die still­
gelegt werden könnten, würden alles in allem nur 
eine Einsparung von  13 Mill. DM bringen.
Die Einnahmeausfälle aus Subventionstarifen (haupt­
sächlich für Montangüter und Agrarprodukte) waren 
vom  Wetzler-Ausschuß noch auf 110 Mill. DM be­
ziffert worden, einer Ziffer, die nach Angaben der 
Bundesbahn neuerdings auf etwa 70 Mill. DM zu redu­
zieren sei, w eil eine Reihe von  Tarifen inzwischen 
„praktisch zu Wettbewerbstarifen gew orden“ sei. 
ü ber solche Definitionen wird sich w ohl noch streiten 
lassen; die Kommission verzichtet auf eine Meinungs­
äußerung zu den Montantarifen und setzt nur die 
Verluste aus den Agrartarifen an, insgesamt rund 
33 Mill. DM. Sie schlägt hier Tariferhöhung oder 
Übernahme auf den „Grünen Plan“ vor.
Sehr viel revolutionärer sind endlich ihre Vorschläge 
im Stückgutbereich, w o sie sich entgegen den W ün­
schen der Bundesbahn für eine Ausgliederung in Form 
einer Tochtergesellschaft entscheidet. A n sich ist die 
Kommission beim Güterverkehr weitgehend den V or­
schlägen des Beyer-Ausschusses gefolgt, vor allem in 
bezug auf die generelle Lodierung des Tarifzwangs. 
Zu einer gründlichen Anpassung des Tarifsystems an 
die Kostenstruktur —  z. B. durch Knotenpunkttarife —  
hat sie sich jedoch w ie der Beyer-Ausschuß nur für 
den Stückgutverkehr durchringen können.
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